
Empfehlung an die Stimmberiwitigten 
Bundesrat und Parlament empfehlen den Stimmberechtigten 
aus den dargelegten Gründen, am 28. September 1986 wie 
folgtzu stimmen: 

1. Vorlage: 
- NElN zur Eidgenössischen Kulturinitiative 
- JAzum Gegenentwurf der Bundesversammlung 

2. Vorlage: 
- NElN zur Volksinitiative ((für eine gesicherte Berufsbilduhg 

und Umschulungs 

3. Vorlaae: 
- JA zur Änderung des Bundesbeschlusses über die inländische 

Zuckerwirtschaft 

Bel e~dgenoCsisohen Abstimmungen werden die St~mmrettal von nun an 
Iichen Einschnitten versehen, damit soll die Ermittlung der Abstimmungsergebnisse 

24 
e~leichtert werden. 

A35713 Hereusgsgeben von der Bundeoksnzlsr 

Volksabstimmung 
vom 28. September 1986 

Erläuterungen des Bundefln%tes 

1 



Kulturinitiative und Gegenentwurf Ausgangslage - 

Abstimmungstext 

Bundesbeschluss über die «Eidgenössische Kultminitiative~ 
vom 20. Dezember 1985 

Art. 1 
I Die «Eidgenössische Kulturinitiative vom 11. August 1981 wird Volk und Standen 
zur  Abstimmung unterbreitet. 

Die Initiative lautet: 

Die Bundesverfassung wrrd wre folgt ergänzt: 

An 27sascq 

J Der Bund ermöglicht und fördert das aktuelle kulturelle Schaffen; er schützt das 
bestehende Kulturgut und erleichtert den Zugang, zum kulturellen Leben Die Mass- 
nahmen des Bundes tragen den besonderen Interessen der Minderheiten und weniger 
begünstigten Landesteilen Rechnung. Die Kulturhobeit der Kantone bleibt gewahrt. 
'Der Bund 

- 
a wahrt die sprachliche und kulturelle Vielfalt der Schweiz; 
b. untentüzt das künstlerisohe Schaffen sowie kulturelle Einnchtungen, 
C fordert die kulturellen Beziehungen zwischen den Landesteilen und mit dem 

Ausland; 
d erhält und pflegt Kulturgiiter und Denkmaler. 
' Fiir die Erlüllung dieser Aufgaben stehen dem Bund jährlich ein Prozent der im 
Finanzvoranschlag vorgesehenen Gesamtausgaben zur Verfügung. die Bundesver- 
sammlung kann diesen Betrag je nach Finanzlage des Bundes um einen Viertel 
erhöhen oder kürzen. 

Die Ausführungsbestimmungen sind in der Form von Bundesgesetzen oder allge- 
meinverbindlichen Bundesbeschlussen zu erlassen. 

.. - 
Bis zum Erlas der Ausfuh~ngrberiimmungen zu Artikel 27'cD':- vrruendrr dcr 
Bundnrnt die nach Anikcl 2 7 ~ P t t "  Absatz 3 vorgc~ehenen Kullurau%~dbdben nach 
Maswbedcr geliendcn Gcscrze und Bundcsbrschlüsse. 

Art. 2 
L Gleichzeitig wird Volk und Standen ein Gegenentwurf der Bundesversammlung 
zur Abstimmung unterbreitet. 

Der Gegenentwurflautet: 

Die Bundesverfassung wird wie folgt erginzt. 

Art ZPEPII~A 
' Bei der Eriullung seiner Aufgaben berücksichtigt der Bund die kulturellen Bedurf- 
nisse aller Teile der Bevölkerung sowie die kulturelleVielfalt des Landes. 

Der Bund kann die Kulturfördemng der Kantone sowie der Privaten unterstutzen 
und eigene Massnahmen treffen. 

Zum Wesen unseres Landes gehört auch eine vielfältige Kultur. Kultur geht 
jeden etwas an, denn sie findet sich nicht nur in Opernhäusern und Museen, 
sondern umfasst auch die Pflege der im ganzen Volk verwurzelten Traditionen 
und Bräuche. 

Die kulturelle Tätigkeit braucht in erster Linie den Einsatz und die Unterstüt- 
zung von Privaten, doch hat auch der Staat hier eine wichtige Aufgabe zu 
erfullen. Er muss dafür sorgen, dass sich die Kultur frei entfalten kann. Er tut 
dies, indem er das kulturelle Schaffen unterstützt und fördert. 

Die n Eidgenössische Kulturinitiative)). die 1981 mit 122 277 gültigen Unter- 
schriften eingereicht worden ist, verlangt, dass der Staat mehr für die Kultur tut 
und dass der Kultur jährlich ein Prozent der Bundesausgaben zugutekommt 
((C Kulturprozent))). Die lnitiative Ibste elne breite Diskussion über d ~ e  Bedeu- 
tung der Kultur und die Rolle des Bundes aus. In der Bundesverfassung fehlt 
nämlich eine Bestimmung, die den Bund zur Kulturförderung ermächtigt oder 
verpflichtet. ausser beim Natur- und Heimatschutz und beim Film. Dennoch hat 
der Bund aber in der Vergangenheit im kulturellen Bereich wertvolle Hilfe 
geleistet. 

Das Fehlen einer Verfassungsbestimmung über die Kultur ist nicht befriedi- 
gend: Ein Verfassungsartikel ist deshalb notwendig. Die von den Initianten vor- 
geschlagene Fassung eines Kulturartikels weist indessen Schwächen auf. 
Bundesrat und Parlament schlagen eine andere Lösung vor. Diese respek- 
tiert, dass Kantone und Gemeinden in der Kulturforderung die tragende Rolle 
spielen, und verzichtet auf das Kulturprozent. Sie sieht zudem vor, dass der 
Staat die kulturellen Anliegen bei der Erfüllung all seiner Aufgaben berück- 
sichtigt. 

Art. 3 
Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die Initiative zu verwerfen 
und den Gegenentwurf anzunehmen. 
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